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Bloss kein weiterer Ausbau des
Sozialstaats! Die grossen Wirt-
schaftsverbände Economiesuisse,
Arbeitgeberverband und Gewer-
beverband haben eine klare Ant-
wort darauf, was die Schweizer
Politik nach dem US-Zollschock
vor gut zweiWochen zu tun und
insbesondere zu lassen hat. Da
mutet es kurios an, dass sie seit
neustem eine Volksinitiative im
Sammelstadium unterstützen,
die die Arbeitnehmenden und
-gebenden belasten würde.

Letzten Mittwoch haben die
Wirtschaftsverbände zusammen
eine Kampagnenplattform ins
Leben gerufen. Sie heisst Civic,
ist alsVerein organisiert und soll
laut SelbstdeklarationMenschen
unterstützen, «die Verantwor-
tung für eine liberale, innovative
undwirtschaftlich starke Schweiz
übernehmenwollen». Interessen-
gruppen, Parteien oderVerbände
können darüber Unterschriften
sammeln. Petitionen lassen sich
direkt online unterzeichnen, für
Referenden und Initiativen steht
jeweils derUnterschriftenbogen
inklusive Argumentarium zum
Download bereit.

Erwartbar bis überraschend
Zuoberst auf der Website fin-
det sich eine Petition des Tech-
verbands Swissmem, die unter
anderem «Keine höheren Ab-
gaben –Ausbau des Sozialstaats
stoppen» fordert. Daneben steht
eine Petition,mit der derGewer-
beverband ein «KMU-Revitalisie-
rungsprogramm»und damit den
Abbau von Bürokratie und Ab-
gaben fordert. Es sind Anliegen,
wie man sie erwarten durfte.

Doch direkt darunter kommt
die Überraschung, dortwirbt die
Familienzeitinitiative umUnter-
schriften.Dahinter steht eine Par-

teienallianz aus SP, Grünen, GLP
und Mitte-Frauen. Neben vielen
anderen Organisationen enga-
gieren sich der Gewerkschafts-
Dachverband Travailsuisse und
der Bund Schweizerischer Frau-
enorganisationen Alliance F für
das Anliegen.

Die Initianten fordern pro El-
ternteil nach der Geburt eines
Kindes 18WochenUrlaub.Bezahlt
würde das über die Erwerbs-
ersatzordnung (EO), die Arbeit-
geber und -nehmer heute mit

0,5 Lohnprozent finanzieren.Die
FirmaEcoplan schätzt die zusätz-
lichenKosten auf gut eineMilliar-
de Franken pro Jahr.Überschlags-
mässig dürften die EO-Abgaben
dadurch auf 0,7 Prozent steigen.

Die Haltung derWirtschafts-
verbände ist darum klar ableh-
nend. «Dabei handelt es sich nur
umeine kurzfristigeMassnahme,
die dasGrundproblemnicht löst»,
schreiben die Arbeitgeber.

Und Economiesuisse-Direk-
torinMonika Rühl sagt: «Der In-

itiative stehen wir sehr kritisch
gegenüber. Eine offizielle Paro-
le fassen wir bei Initiativen aber
erst vor der Abstimmung.»

Ganzes Spektrum abgebildet
Warumalso hilft dieWirtschafts-
lobby ihren Gegnern? «Civicwill
bewusst die ganze Breite des
liberal-bürgerlichen Lagers ab-
bilden», schreibt Peter Gehler,
Präsident desTrägervereins. Der
Vorstand entscheide von Fall zu
Fall über die Aufnahme von An-

liegen auf derPlattform.DasAuf-
schalten eines Anliegens heisse
zudem nicht in jedem Fall, dass
die Plattform,derVerein oderdie
Mitglieder des Vereins dieses in-
haltlich teilten. «Die Familienzeit
ist gerade ein Beispiel dafür»,
schreibt Gehler weiter, «dass es
bei Civic um die Unterstützung
der direkten Demokratie und li-
beraler Kräfte als Ganzes geht
und nicht nur um Verbandsan-
liegen.» Man könnte sagen:Was
den Interessen der Wirtschafts-

verbände nicht komplett entge-
genläuft, darf auf die Plattform.
Keine Chance hätte etwa die
Erbschaftssteuerinitiative der
Jungsozialisten, die im Novem-
ber zur Abstimmung kommt.

Wirtschaftliche Argumente
Die Elternzeitinitianten verwei-
sen aber nicht nur darauf, dass
sich durch die 18Wochen Eltern-
zeit die Beziehung zwischenVa-
ter und Kind verbessere und das
demKindeswohl zugutekomme.
Sie argumentieren primär wirt-
schaftlich und verweisen dafür
auf die Ecoplan-Untersuchung:
Laut dieser machen die volks-
wirtschaftlichen Vorteile die
Mehrkosten langfristig wett.

Die Erfahrung imAusland zei-
ge, dass in Ländern mit Eltern-
zeit Frauen nach ihrerBabypause
öfter und mit höheren Pensen
ins Erwerbsleben zurückkehrten.
Dies unter anderem deswegen,
weil die Elternzeit dieVäter dazu
animiere, sich zu Hause stärker
zu engagieren. Je nach ange-
nommener durchschnittlicher
Lohnsteigerung könne es aber
Jahrzehnte dauern, bis dieMehr-
einnahmen über Steuern und
Sozialversicherungen die Kosten
gedeckt hätten.

Ein Anliegen, das laut den
Initianten gut für die Volkswirt-
schaft ist, wollte Civic nicht ab-
lehnen. Es geht ihnen dabei auch
darum,den Fokus ihrerPlattform
nicht vonAnfang an zuverengen.
Die Linken haben mit Wecollect
und Campax bereits zwei Platt-
formen,die Rechten betreiben die
Seite «Team Freiheit». Nun wol-
len auch dieWirtschaftsliberalen
eine aktivere Rolle im digitalen
Campaigning spielen. Liessen sie
auf ihrer Seite nur Anliegen zu,
hinter denen sie selbst stehen,
wäre das Projekt gescheitert, be-
vor es Fahrt aufgenommen hat.

Wirtschaftslobby lanciert Plattform für
Kampagnen – und hilft darauf ihren Gegnern
Unterschriften für Mitte-links-Anliegen Die Familienzeitinitiative fordert je 18Wochen bezahlten Urlaub für Mütter und Väter.
Die mächtigen Verbände um Economiesuisse lehnen sie ab, greifen den Befürwortern aber trotzdem unter die Arme. Warum nur?

Wie lange soll der bezahlte Babyurlaub für Väter sein? Die Familienzeitinitiative will die Dauer verneunfachen. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)


